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	 der Jahreswechsel ist geschafft. Nun gilt es, die  
	H erausforderungen, die 2019 bringt, erfolgreich zu  
	 meistern.

Ob Ihre Ziele rechtlich abgesichert, gestaltet oder vor Gericht erkämpft werden 
müssen, MELCHERS ist Ihr verlässlicher Partner. Wir freuen uns, dass wir hierfür 
zum wiederholten Male von dem Handbuch für Wirtschaftskanzleien, „Legal 500 
Deutschland“, als „führende Kanzlei“ ausgezeichnet wurden. Diesem Anspruch 
wollen wir auch in Zukunft gerecht werden und freuen uns, dass MELCHERS sich 
personell in 2018 mit einer ganzen Reihe von hervorragenden neuen Kolleginnen 
und Kollegen verstärken konnte. Jüngst hinzugekommen ist nun mit Herrn Prof. 
Dr. Weidemann ein bisheriger Partner von Gleiss Lutz, den wir in diesem Heft  
vorstellen.

Zum 01.01.2019 treten wichtige Neuerungen im Arbeitsrecht in Kraft, darunter 
das Gesetz zur Brückenteilzeit. Auch im Mietrecht gelten ab diesem Stichtag neue 
Regelungen. Zu beidem finden Sie die wichtigsten Informationen in diesem Heft. 
Für Finanzmarktinteressierte sehr lesenswert ist sicher der Artikel von Rechts- 
anwalt Dr. Decker zur Frage der Erlaubnisfreiheit des Handels mit Bitcoins.

Ich wünsche Ihnen eine gewinnbringende Lektüre.

Mit besten Grüßen
Ihr Martin Koller-van Delden
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ml ARBEITSRECHT Automatisches Inkraft-
treten der beantragten 
Teilzeit bei nicht  
frist- und formgerechter 
Ablehnung
	 Gemäß dem Gesetz muss der 
Arbeitgeber den Teilzeitwunsch 
mit dem Mitarbeiter erörtern, und 
zwar mit dem Ziel, eine Einigung 
zu finden. Hat der Arbeitnehmer 
die Teilzeit formell korrekt bean-
tragt, muss der Arbeitgeber die 
Entscheidung (Ablehnung) dem 
Arbeitnehmer spätestens 1 Monat 
vor dem gewünschten Beginn der 
Teilzeit schriftlich mitteilen. Tut er 
dies nicht, richtet sich die Arbeits-
zeit ab dem gewünschten Termin 
automatisch nach dem Antrag 
des Arbeitnehmers (§ 8 Abs. 5 S. 3 
TzBfG). Der Arbeitgeber ist daher 
bei Eingang eines Teilzeitantrags 
gehalten, die Fristen zu notieren 
und von Anfang an sorgfältig  
darüber nachzudenken, ob die 
gewünschte Teilzeit gewährt wer-
den kann bzw. welche Gründe  
gegebenenfalls entgegenstehen. 
Dabei ist es sehr ratsam, die 
rechtliche Haltbarkeit der entge-
genstehenden Gründe von An-
fang an zu prüfen, um im Nach- 
hinein nicht in Erklärungsnot zu 
geraten.

Fazit
	 Das Gesetz ist gerade für mit-
telständische Unternehmen eine 
zusätzliche Belastung. Die Ableh-
nung von befristeter Teilzeit ist 
möglich, die Anforderungen an 
eine Ablehnung sind jedoch 
streng und müssen gut argumen-
tiert sein. Realistisch muss man 
aber davon ausgehen, dass Teil-
zeitarbeit und der Wunsch nach 
Teilzeitarbeit weiterhin zuneh-
men werden. Unternehmer sollten 
sich durch intelligente Personal-
konzepte hierauf einstellen.        n

lehnen, wenn er bereits einer  
bestimmten Anzahl von Mitar- 
beitern eine befristete Teilzeit ge-
mäß § 9a TzBfG gewährt (§ 9a  
Abs. 2 S. 2 TzBfG). Welche Anzahl 
dies ist, legt das Gesetz in einer 
Staffel fest, die von der Unter- 
nehmensgröße (Arbeitnehmerzahl) 
abhängt. So sieht das Gesetz  
beispielsweise bei mehr als 45 bis 
60 Mitarbeitern vor, dass mindes-
tens 4 Beschäftigte ihre Arbeits-
zeit entsprechend verringert ha-
ben müssen, bei mehr als 60 bis 
75 Mitarbeitern mindestens 5 Be-
schäftigte bis hin zu mindestens 
14 Beschäftigten bei mehr als  
195 bis 200 Mitarbeitern.

Möglichkeiten der  
Ablehnung für alle  
Unternehmen
	 Der Arbeitgeber kann, wie 
auch im Rahmen der „normalen“ 
Teilzeit gemäß § 8 TzBfG, die be-
fristete Teilzeit dann ablehnen, 
wenn er geltend machen kann, 
dass „betriebliche Gründe“ dem 
(befristeten) Teilzeitwunsch ent-
gegenstehen. Im Gegensatz zur 
Ablehnung des Teilzeitwunsches 
im Rahmen von Elternzeit (§ 15 
BEEG), bei der die Arbeitgeber 
„dringende betriebliche Gründe“ 
darlegen müssen, reichen hier zur 
Ablehnung „betriebliche Gründe“ 
aus. Diese „betrieblichen Grün-
de“ sind grundsätzlich dieselben 
wie im Rahmen der „normalen“ 
Teilzeit. Die Rechtsprechung stellt 
hier strenge Anforderungen. Hin-
zukommen können gegebenen-
falls betriebliche Gründe, die  
speziell die Befristung unmöglich 
erscheinen lassen (z. B. Wunsch 
der Befristung auf 50 % für 1 Jahr, 
wobei eine befristete Ersatz- 
kraft wegen besonderer betrieb-
licher Anforderungen mindestens 
18 Monate eingearbeitet werden 
müsste).

01 Recht auf befristete Teilzeit 
seit 01.01.2019

	 Das seit dem 01.01.2019 in 
Kraft getretene „Brückenteilzeit-
gesetz“ führt mit dem neuen § 9a 
Teilzeit- und Befristungsgesetz 
(TzBfG) einen generalisierten An-
spruch auf befristete Teilzeit ein. 
Dieser Anspruch steht grundsätz-
lich jedem Arbeitnehmer zu, des-
sen Arbeitsverhältnis seit mehr 
als 6 Monaten besteht. Die be- 
fristete Teilzeit ist für mindestens 
1 Jahr und höchstens 5 Jahre  
zu beantragen. Der Arbeitnehmer 
muss 3 Monate vor dem ge-
wünschten Beginn der Teilzeit in 
Textform (E-Mail genügt) dem Ar-
beitgeber mitteilen, ab welchem 
Datum (Beginn der Teilzeit) er für 
welchen Zeitraum (Dauer der Teil-
zeit) welche Arbeitszeitreduzie-
rung (z. B. 20 Stunden die Woche) 
in Anspruch nehmen möchte.  
Dabei kann er auch die ge-
wünschte Lage der Arbeitszeit 
(z. B. jeweils 4 Stunden vormittags 
an 5 Tagen) mitteilen.

Ausnahme: Arbeitgeber mit 
bis zu 45 Arbeitnehmern
	 Glück haben diejenigen Ar-
beitgeber, in deren Unternehmen 
in der Regel nicht mehr als 45 Ar-
beitnehmer beschäftigt werden. 
Für sie gilt die Ausnahmere- 
gelung, dass der Anspruch von 
vornherein nicht besteht (§ 9a 
Abs. 1 S. 3 TzBfG).

Möglichkeiten der  
Ablehnung für Arbeit- 
geber mit mehr als 45 und  
bis 200 Arbeitnehmer
	 Beschäftigt der Arbeitgeber 
mehr als 45 und bis 200 Arbeit-
nehmer, kann er ohne weitere  
Begründung in der Sache die  
beantragte befristete Teilzeit ab-
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ml ARBEITSRECHT

	 Einem Arbeitnehmer steht 
sein Erholungsurlaub auch für die 
Dauer der Elternzeit zu, obwohl  
er während dieser Zeit keine Ar-
beitsleistung erbringt. Nach § 17 
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zum El-
terngeld und zur Elternzeit (BEEG) 
ist ein Arbeitgeber aber berech-
tigt, den Erholungsurlaub für  
jeden vollen Kalendermonat der 
Elternzeit um ein Zwölftel zu kür-
zen. Bislang war höchst umstrit-
ten, ob diese Kürzungsregelung 
europarechtskonform ist. Der Eu-
ropäische Gerichtshof (EuGH) hat 
in diesem Streit nun für Klarheit 
gesorgt. 

Sachverhalt
	 Der Entscheidung des EuGH 
(Urteil vom 04.10.2018, Rs. 
C-12/17) liegt ein in Rumänien  
anhängiger Rechtsstreit über die 
Berechnung von Urlaubsansprü-
chen während der Elternzeit  
zugrunde. In dem Ausgangsver-
fahren hatte eine rumänische 
Richterin zunächst in der Zeit 
vom 01.10.2014 bis 03.02.2015 
Mutterschutzurlaub erhalten. Im 
Anschluss befand sie sich bis zum 
16.09.2015 in Elternzeit. Nach En-
de der Elternzeit nahm sie 30 Ta-
ge Urlaub und forderte das sie an-
stellende Gericht auf, ihr weitere  
5 Tage Urlaub zu gewähren, da 

sung der Urlaubshöhe grundsätz-
lich zu berücksichtigen. Bei einer 
Erkrankung erbringe der Arbeit-
nehmer zwar ebenso wie wäh-
rend der Elternzeit auch keine  
tatsächliche Arbeitsleistung. Dies 
sei jedoch der Tatsache geschul-
det, dass eine Erkrankung unab-
hängig vom Willen des Arbeit-
nehmers und nicht vorhersehbar 
sei. Dagegen folge die Elternzeit 
regelmäßig dem Wunsch des Ar-
beitnehmers, sich der Betreuung 
seines Kindes zu widmen. Auch 
die Situation des Mutterschutzes 
sei nicht vergleichbar mit Zeiten 
der Elternzeit, da der Mutter-
schaftsurlaub dem Schutz der kör-
perlichen Verfassung der Mutter 
und der Mutter-Kind-Beziehung 
diene. Aus Sicht des EuGH sei  
daher eine nationale Regelung 
gerechtfertigt, die den Urlaub wäh-
rend der Elternzeit suspendiere. 

Rechtliche Würdigung
	 Die Entscheidung des EuGH 
ist zu begrüßen. Es ist davon aus-
zugehen, dass sich die deutsche 
Rechtsprechung bei der Frage der 
Kürzung des Urlaubs im Rahmen 
des § 17 Abs. 1 Satz 1 BEEG hieran 
anlehnen wird. Kann nämlich die 
Berechnung des Jahresurlaubs 
schon unter Ausschluss von Zeit-
räumen der Elternzeit erfolgen, ist 
davon auszugehen, dass auch die 
deutsche Regelung, wonach der 
Urlaub während der Elternzeit ge-
kürzt werden kann, europarechts-
konform ist. 

Fazit
	 Im Gegensatz zum rumäni-
schen Recht ist der Arbeitgeber 
nach deutschem Recht allerdings 
verpflichtet, den Urlaubsanspruch 
während der Elternzeit „aktiv“ zu 
kürzen. Eine automatische Sus-
pendierung des Urlaubs findet 
nicht statt. Eine solche Kürzung 
des Urlaubs sollte schon aus Be-
weisgründen ausdrücklich gegen-
über dem Arbeitnehmer erklärt 
werden. Wir empfehlen daher, die 
Kürzung des Urlaubs bereits mit 
der Bestätigung des Elternzeit-
begehrens zu verbinden.               n

das rumänische Recht einen Ur-
laubsanspruch von 35 Tagen pro 
Kalenderjahr vorsähe. Das an-
stellende Gericht lehnte den Ur-
laubsantrag der Richterin ab und 
berief sich auf das rumänische 
Recht, wonach der Erholungsur-
laub an Zeiten der tatsächlichen 
Arbeitsleistung gekoppelt sei. Da 
das Arbeitsverhältnis während 
der Elternzeit geruht habe und 
damit auch keine Arbeitsleistung 
erbracht worden sei, stehe ihr 
kein Urlaubsanspruch für diese 
Zeit zu, so dass ihr ohnehin be-
reits zu viel Urlaub gewährt wor-
den sei. Die rumänische Richterin 
rief daraufhin das zuständige Ge-
richt an und bat um Feststellung, 
dass die Zeiten der Elternzeit für 
die Berechnung des Urlaubs zu 
berücksichtigen seien. Das mit 
dem Rechtsstreit zuletzt befasste 
rumänische Gericht setzte das 
Verfahren aus und legte dem  
EuGH die Frage vor, ob die rumä-
nische Regelung europarechts-
konform sei, wonach Zeiten, in 
denen keine tatsächliche Arbeits-
leistung erbracht werde, bei  
der Bemessung der Urlaubshöhe 
außer Acht blieben.

Entscheidung
	 Der EuGH verwies zunächst 
auf die besondere Bedeutung 
des Mindesturlaubsanspruchs ei-
nes Arbeitnehmers. Zweck des 
Jahresurlaubs sei es, dem Arbeit-
nehmer die Möglichkeit zu geben, 
sich von seiner Tätigkeit zu erho-
len. Daher sei der Urlaub anhand 
der tatsächlich geleisteten Ar-
beitszeiträume zu ermitteln. Der 
EuGH grenzte die Elternzeit in die-
sem Zusammenhang von Zeiten 
der Erkrankung sowie des Mutter-
schutzes ab. Die beiden letzteren 
Zeiträume seien bei der Bemes-
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	 In dem zum Jahreswechsel 
erschienenen Handbuch für das 
Jahr 2019 zeichnet „The Legal 500 
Deutschland“ MELCHERS erneut 
als „führende Kanzlei“ aus. 

	 Das Heidelberger Büro wird 
wie schon in den Vorjahren in der 
2. Spitzengruppe (Tier 2) für die 
Metropolregion Rhein-Neckar ge-
listet. Besonders hervorgehoben 
werden dabei die „hohe Ein- 
satzbereitschaft, schnelle Bear-
beitungszeiten und gute interne  
Kooperation“ sowie „die hohe 
fachliche Kompetenz, Nähe zum 
Mandanten und die persönliche 
Ansprache“.

	 Dass darüber hinaus auch 
das Frankfurter Büro in der  
Metropolregion Frankfurt/Rhein-
Main trotz der dortigen hohen 
Kanzleidichte und Präsenz inter-
nationaler Großkanzleien in Spit-
zengruppe 3 (Tier 3) gelistet wird, 
ist Ausdruck der wachsenden Be-
deutung des Frankfurter Stand-
orts von MELCHERS. 

ml mitteilung

„The Legal 500 
Deutschland 2019“ 
zeichnet 
MELCHERS aus

Zusätzlich zu der hervorragenden 
Bewertung der Gesamtkanzlei 
haben mit Dr. Andreas Masuch, 
Dr. Carsten Lutz, Dr. Norbert  
Stegemann, Dr. Jörg Hofmann, 
Dr. Dennis Voigt, Dr. Bodo Vinnen 
und Dr. Andreas Decker gleich  
sieben Partner der Kanzlei die 
Auszeichnung „Empfohlener An-
walt“ erhalten. 

	 „Wir freuen uns in diesem 
Jahr besonders über das Ranking 
des Frankfurter Büros. Im hart 

umkämpften Rechtsmarkt der 
Rhein-Main-Region ist das für  
unser relativ kleines Team eine 
große Auszeichnung. Wir verste-
hen diese und die übrigen Emp-
fehlungen von Legal 500 Deutsch-
land als Anerkennung der her-
vorragenden Leistungen unserer 
Anwältinnen und Anwälte und  
als Ansporn für die Zukunft, auch 
weiterhin Rechtsberatung auf 
höchstem Niveau zu bieten,“ 
kommentiert Dr. Bodo Vinnen das 
Ranking von MELCHERS im neuen 
Legal 500-Handbuch.

	 „The Legal 500“ ist ein renom-
miertes Ranking von Wirtschafts-
kanzleien, das bereits seit Jahr-
zehnten den (internationalen) 
Rechtsmarkt analysiert und An-
wälte sowie Kanzleien für die ver-
schiedenen Rechtsgebiete emp-
fiehlt. Das Redaktionsteam be-
fragt dafür jährlich Unternehmen 
und Syndikus‑Anwälte nach ihren 
Erfahrungen mit Anwälten und 
Kanzleien.                                           n

	 Frau Rechtsanwältin Daniela 
Schramm unterstützt den Frank-
furter Standort seit April 2018. 
Frau Schramm studierte Rechts-
wissenschaften an den Univer- 
sitäten Heidelberg und Tübingen. 
Nach dem Studium arbeitete sie 
am Lehrstuhl für Bürgerliches 
Recht von Herrn Prof. Dr. Wolf-
gang Forster als akademische 
Mitarbeiterin.

ml mitteilung

Rechtsanwältin 
Daniela Schramm 
und Rechts-
anwalt Albert 
Noll verstärken 
den Frankfurter 
Standort von 
MELCHERS 

	 Nach Abschluss des juristi-
schen Vorbereitungsdienstes im 
Bezirk des OLG Stuttgart verstärkt 
sie nun das Frankfurter Team in 
allen Bereichen des Handels- und 
Gesellschaftsrechts.

	 Herr Rechtsanwalt Albert Noll 
ist seit März 2018 in unserem 
Frankfurter Büro tätig. Er berät 
nationale und internationale Un-
ternehmen in allen Fragen des 
Datenschutzrechts und des IT/IP-
Rechts. 

	 Herr Noll studierte Rechtswis-
senschaften an der Freien Uni-
versität Berlin und absolvierte  
anschließend das Referendariat 
am Kammergericht Berlin. Er ar-
beitete während des Studiums als 
studentischer und nach seinem 
Studium als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter bei einer internatio-
nalen Wirtschaftskanzlei im Be-

reich des IP/IT-Rechts. Nach  
Abschluss seines Referendariats 
war Herr Noll als Rechtsanwalt 
zunächst im Bereich des Bank- 
und Kapitalmarktrechts in einer 
internationalen Wirtschaftskanz-
lei tätig, bevor er zu MELCHERS 
wechselte.                                            n
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ml FINANZMARKTRECHT

	 Der Handel mit Bitcoins hat in 
den letzten Jahren insbesondere 
aufgrund ihrer Wertentwicklung 
einen starken Aufschwung er- 
fahren. Umso mehr wurde immer 
wieder die Frage gestellt, inwie-
weit dieser Handel bankauf-
sichtsrechtlichen Regularien un-
terfällt. Im Gegensatz zur bislang 
vertretenen Auffassung der BaFin 
vertritt nunmehr das Kammer- 
gericht Berlin (KG) in einer jünge-
ren Entscheidung vom 25.09.2018 
[Az.: (4) 161 Ss 28/18 (35/18)] die 
Rechtsansicht, dass der Handel 
mit Bitcoins keiner Erlaubnis 
durch die BaFin bedürfe. Eine Er-
laubnispflicht wurde dabei mit 
der Begründung abgelehnt, dass 
es sich bei Bitcoins weder um  
Finanzinstrumente bzw. Rech-
nungseinheiten im Sinne des Ge-
setzes über das Kreditwesen (KWG) 
noch um E-Geld im Sinne des  
Gesetzes über die Beaufsichti-
gung von Zahlungsdiensten (ZAG) 
handele. 

Sachverhalt
	 Der Angeklagte war Verant-
wortlicher einer Gesellschaft, die 
in Form einer Internethandels-
plattform Käufer und Verkäufer 
von Bitcoins vermittelte. Diese 
konnten über die Plattform mit 
Bitcoins Handel treiben. Die 

Urteil nimmt ausdrücklich auf ein 
BaFin-Merkblatt (Hinweise zu Fi-
nanzinstrumenten nach § 1 Abs. 11 
Sätze 1 bis 3 KWG vom 20.12.2011, 
zuletzt geändert am 26.07.2018) 
Bezug und bescheinigt der BaFin, 
ihre Kompetenz im Hinblick auf 
die Voraussetzungen für eine Straf-
barkeit nach dem KWG verkannt 
zu haben. Mit ihrer Auffassung, 
dass Kryptowährungen wie Bit-
coins unter den Begriff Rech-
nungseinheit zu fassen seien,  
verkenne die BaFin den Umstand, 
dass Bundesbehörden grundsätz-
lich nicht die Aufgabe zukomme, 
rechtsgestaltend in Strafgesetze 
einzugreifen. Diese Aufgabe kom-
me allein dem Gesetzgeber zu. 

	 Eine Strafbarkeit nach den 
zahlungsdiensterechtlichen   Vor-
schriften wurde ebenfalls ver-
neint, da es sich bei Bitcoin nicht 
um E-Geld handele. Schon die 
hierfür erforderliche Ausgabe durch 
einen Emittenten sei beim Bitcoin 
nicht gegeben. Die vom Gesetz-
geber geschaffenen Regelungen 
seien vor allem deswegen als  
abschließend zu betrachten, weil 
bei Neufassung des ZAG die Exis-
tenz von Bitcoin bereits bekannt 
gewesen sei. Durch die man- 
gelnde Aufnahme in den Gel-
tungsbereich des ZAG habe der 
Gesetzgeber insofern davon ab-
gesehen, Bitcoins oder auch an-
dere Kryptowährungen im KWG 
oder im ZAG zu regeln und damit 
der Aufsicht durch die BaFin zu 
unterstellen.

Fazit
	 Die grundsätzlich überzeu-
gende Entscheidung zeigt die 	
bislang fehlende Regulierung von 
Bitcoins auf. Gerade aufgrund der 
entgegenstehenden Rechtsauffas-
sung der BaFin sollte jedoch ge-
nauestens beobachtet werden, 
wie sich hier die BGH-Rechtspre-
chung und Gesetzgebung in den 
nächsten Jahren entwickeln, um 
eventuellen straf- wie verwaltungs-
rechtlichen Konsequenzen im 	
Zusammenhang mit dem Handel 
von Bitcoins vorzubeugen.           n

Staatsanwaltschaft Berlin erhob 
Anklage gegen den Verantwort- 
lichen der Plattform, da sie die 
Auffassung vertrat, dass es dem 
Angeklagten an einer erforder- 
lichen bankaufsichtsrechtlichen 
Genehmigung zum Betreiben der 
Plattform fehle. 

Entscheidung
	 Das KG stellte sich zunächst 
gegen die Auffassung der Staats-
anwaltschaft, dass es sich bei  
Bitcoins um Finanzinstrumente 
bzw. Rechnungseinheiten im Sinne 
des KWG handele. Nach der ein-
schlägigen Gesetzesbegründung 
zum Begriff der Rechnungsein-
heiten sollen diese durch die Ver-
wendung einer allgemeingültigen 
und verständlichen Einheit die 
Vergleichbarkeit von Waren und 
Dienstleistungen innerhalb ver-
schiedener Länder ermöglichen. 
Daraus ergibt sich aber nach An-
sicht des KG nicht, dass Krypto-
währungen ebenfalls unter den 
Begriff der Rechnungseinheiten 
fallen sollen. 

	 Aufgrund der starken Schwan-
kungen, denen der Bitcoin durch 
seinen Charakter unterliegt, und 
mangels seiner Vergleichbarkeit 
mit dem Wert anderer Zahlungs-
mittel handele es sich auch nicht 
um eine Währung oder ein Geld-
zahlungsmittel im klassischen 
Sinne. Durch seine mangelnde 
Anerkennung als Währungsmittel 
fehle dem Bitcoin somit eine  
weitere Voraussetzung, um als 
Rechnungseinheit gewertet zu 
werden. 

	 Die Auffassung des KG wider-
spricht explizit der bislang von der 
BaFin in diesem Zusammenhang 
vertretenen Rechtsansicht. Das 

03 Kammergericht Berlin: 
Handel mit Bitcoins ist erlaubnisfrei 
nach KWG und ZAG
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ist vor allem auf den Gebieten des  
Handels- und Gesellschaftsrechts tätig. 
Daneben gehören das Bank- und Kapi-
talmarktrecht sowie das Wettbewerbs-
recht zu den Schwerpunkten seiner 
Mandatsbetreuung. 
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ist hauptsächlich auf den Gebieten des 
Insolvenzrechts, einschließlich der In-
solvenzverwaltung, sowie des Gesell-
schaftsrechts tätig und verfügt über 
langjährige Erfahrung bei der Bera-
tung mittelständischer Unternehmen.

ml MIETRECHT

	 Am 01.01.2019 ist das soge-
nannte Mietrechtsanpassungsge-
setz (MietAnpG) in Kraft getreten, 
das die Mietpreisbremse zu Las-
ten der Vermieter verschärft. Sie 
müssen künftig entsprechend der 
neuen Auskunftspflichten schon 
vor Vertragsschluss unaufgefor-
dert und schriftlich darüber infor-
mieren, ob eine Ausnahme von 
der Mietpreisbremse vorliegt. Da-
neben wird die Modernisierungs-
umlage begrenzt und das gezielte 
„Herausmodernisieren“ bei Vor-
liegen der Voraussetzungen sank-
tioniert.

Modernisierungsumlage 
nur noch 8 % sowie 
Kappungsgrenze
	 Die    Modernisierungskosten 
können zukünftig bundesweit nur 
noch in Höhe von 8 % (bisher:  
11 %) auf die Jahresmiete umge-
legt werden. Außerdem wird eine 
Kappungsgrenze von maximal 
3,00 Euro pro m2 innerhalb 
von 6 Jahren eingeführt. Für be- 
sonders günstige Wohnungen, 
deren Nettokaltmiete maximal 
7,00 Euro pro m2 beträgt und für 
die vermutlich ein erhöhter Mo-
dernisierungsbedarf besteht, wird 
die höchstzulässige Mieterhöhung 
sogar auf maximal 2,00 Euro pro 
m2 begrenzt. 

Einfachere Berechnung 
der Modernisierungs-
umlage
	 Das neu eingeführte verein-
fachte Verfahren zur Berechnung 
der Modernisierungsumlage sieht 
bei Kosten von höchstens 
10.000,00 Euro alternativ zur Er-
mittlung des Anteils für die In-
standhaltung einen Anteil von 
pauschal 30 % für den Erhal-
tungsaufwand vor, die weiteren 

„Herausmodernisieren“ 
als Pflichtverletzung
	 Gezieltes „Herausmodernisie-
ren“, also das Herausdrängen der 
Mieter durch Renovierungsarbei-
ten „  in missbräuchlicher Weise“, 
ist nach dem MietAnpG eine Ord-
nungswidrigkeit und mit einem 
Bußgeld von bis zu 100.000,00 Eu-
ro bewehrt. Ein missbräuchliches 
Modernisieren wird nach dem Ge-
setz dann vermutet, wenn sich 
die Monatsmiete mit der ange-
kündigten Erhöhung mindestens 
verdoppelt. Dies impliziert außer-
dem einen Schadenersatz wegen 
Pflichtverletzung.

	 Der Mieter soll auch dann  
einen Schadenersatz erhalten, 
wenn der Vermieter in der Absicht, 
ihn zur Kündigung zu veranlassen, 
eine bauliche Veränderung an-
kündigt oder durchführen lässt. 
Werden die Maßnahmen nicht in-
nerhalb von 12 Monaten nach An-
kündigung begonnen oder ruhen 
sie nach Beginn 12 Monate, wird 
diese Absicht des Vermieters ver-
mutet, es sei denn, der Vermieter 
hat die eingetretene Verzögerung 
nicht zu vertreten.

Fazit
	 Anwendbar ist die durch das 
MietAnpG eingeführte erhebliche 
Verschärfung der Mietpreisbrem-
se auf Neuverträge, die nach 	
dem Jahreswechsel geschlossen 
wurden. Eine Überschreitung der 	
zulässigen Miete kann für diese 
Verträge zukünftig dazu führen, 
dass nach einer einfachen schrift-
lichen Rüge des Mieters die das 
zulässige Maß überschreitenden 
Beträge vom Vermieter zurück-
verlangt werden können. Auch 
die Auskunftspflicht des Vermie-
ters zu Vormiete und Ausnahmen 
von der Mietpreisbremse können 
bei Missachtung dazu führen, dass 
aus formalen Gründen höchstens 
die nach der Mietpreisbremse zu-
lässige Miete verlangt werden 
kann, auch wenn materiell eine 
höhere Miete zulässig wäre.        n

70 % können als Modernisierungs-
kosten umgelegt werden. Wählt 
der Vermieter das vorgenannte 
vereinfachte Verfahren, kann er 
innerhalb von 5 Jahren keine  
weitere Modernisierungsmieterhö-
hung mehr durchführen, es sei 
denn, er hat den Kostenrahmen 
von 10.000,00 Euro noch nicht er-
reicht. Macht er wiederum davon 
Gebrauch, beginnt eine erneute 
Sperrfrist von 5 Jahren. 

Mietpreisbremse: 
Auskunft über Vormiete 
und andere Ausnahmen
	 Will der Vermieter bei Neuver-
mietung mit Hinweis auf die Vor-
miete eine über der nach der 
Mietpreisbremse zulässigen Miete 
liegende Miete vereinbaren, muss 
er unaufgefordert Auskunft über 
die Vormiete erteilen. Das gleiche 
gilt für die weiteren Ausnahme-
tatbestände, nämlich bei Durch-
führung von Modernisierungsmaß-
nahmen in den letzten 3 Jah- 
ren, Erstvermietung nach dem 
01.10.2014 und Erstbezug nach 
umfassender Modernisierung.

	 Versäumt der Vermieter die 
Mitteilung dieser Sachverhalte,  
ist er für 2 Jahre gehindert, sich 
darauf zu berufen. 

Mietpreisbremse: 
vereinfachte Rüge
	 Beruft sich der Vermieter auf 
eine der vorgenannten Ausnah-
men, ohne dazu die vorgesehe-
nen Angaben zu machen, reicht 
künftig eine einfache Rüge des 
Mieters statt der bislang qua- 
lifizierten Rüge aus, um Verstöße  
gegen die Mietpreisbremse zu  
beanstanden. 

04 Bundestag und Bundesrat 
beschließen „Mietrechtsanpassungs-
gesetz“
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ml PRAXISREPORT

	 Der Geschäftsführer einer 
GmbH ist einer Vielzahl von Haf-
tungsrisiken ausgesetzt. Neben der 
grundsätzlichen Haftung gegen-
über der Gesellschaft und de- 
ren Gesellschaftern kommt aus-
nahmsweise auch eine Haftung 
gegenüber Dritten in Betracht.

	 Dieser Beitrag enthält einen 
Überblick über in der Praxis be-
sonders relevante Haftungsrisiken 
im laufenden Geschäftsbetrieb.  
In einer der nächsten Ausgaben 
werden sodann in Teil II die Haf-
tungsrisiken in Krise und Insol-
venz beleuchtet.

Haftung in der 
Gründungsphase
	 Bereits in der Gründungsphase 
einer GmbH, also vor Eintragung 
im Handelsregister, drohen dem 
Geschäftsführer und den Gesell-
schaftern unter Umständen hohe 
Haftungsrisiken. Daher sollten (so-
weit möglich) erst nach Eintra-
gung im Handelsregister die Ge-
schäftstätigkeit aufgenommen und 
Verbindlichkeiten für die Gesell-
schaft eingegangen werden. Da-
von ausgenommen sind grün-
dungsrelevante Geschäfte, wie bei-
spielsweise die Eröffnung eines 
Bankkontos.

Pflicht zur ordnungsge-
mäßen Geschäftsführung
	 Während des laufenden Ge-
schäftsbetriebs muss der Ge-
schäftsführer in Angelegenheiten 
der Gesellschaft stets die Sorg-
falt eines ordentlichen Geschäfts-
mannes anwenden (§ 43 Abs. 1 
GmbHG). Dabei hat er die Gesell-
schaft im Rahmen der Gesetze, 
der Satzung, der für die Geschäfts-
führung verbindlichen Beschlüs-
se anderer Gesellschaftsorgane 

	 Nach § 49 Abs. 3 GmbHG ist 
der Geschäftsführer zudem ver-
pflichtet, unverzüglich eine Ge-
sellschafterversammlung einzube-
rufen, wenn sich aus der Jahres- 
oder Zwischenbilanz der Verlust 
der Hälfte des Stammkapitals er-
gibt. Ansonsten droht ebenfalls 
eine Haftung gegenüber der Ge-
sellschaft.

	 Vor diesem Hintergrund sollte 
der Geschäftsführer die Finanz- 
und Vermögenslage der Ge-
sellschaft laufend überwachen 
(näheres dazu in Teil II).

Haftung für Steuer-
pflichten
	 Den Geschäftsführer treffen 
die steuerlichen Pflichten der Ge-
sellschaft. Er hat insbesondere da-
für zu sorgen, dass die zu zahlen-
den Steuern entrichtet werden. 
Gegenüber der Finanzverwaltung 
haftet der Geschäftsführer persön-
lich (§ 69 AO). Daneben droht das 
Risiko der Steuerhinterziehung, 
welche strafrechtliche Sanktio-
nen nach sich ziehen kann.

Haftung für nicht 
abgeführte Sozialver-
sicherungsabgaben
	 Schließlich ist der Geschäfts-
führer auch für die korrekte Ab-
führung der Sozialversicherungs-
abgaben verantwortlich. Ein Ver-
stoß zieht nicht nur eine persön-
liche Haftung nach sich, er ist auch 
strafbewehrt. In der Praxis ist des-
halb besonders in der Krise der 
Gesellschaft darauf zu achten, dass 
neben den Steuern auch die So-
zialversicherungsbeiträge gezahlt 
werden.

Fazit
	 Ein Geschäftsführer muss den 
Geschäftsbetrieb laufend über-
wachen. Dies ist unerlässlich, um 
Haftungsrisiken rechtzeitig erken-
nen und diesen entsprechend 
entgegenwirken zu können. Bei 
unklarer oder zweifelhafter Rechts-
lage sowie bei außergewöhn-	
lichen Geschäften sollte stets 
Rechtsrat eingeholt werden.       n

und unter Berücksichtigung der 
öffentlichen Interessen zu fördern.

	 Diese weitgehende General-
klausel wird lediglich durch das 
unternehmerische Ermessen ein-
geschränkt. Durfte der Geschäfts-
leiter auf der Grundlage ange-
messener Information vernünf- 
tigerweise annehmen, zum Woh-
le der Gesellschaft zu handeln, 
scheidet eine Haftung wegen ei-
ner wirtschaftlich fehlgeschla- 
genen Entscheidung aus (sog. 
Business Judgement Rule).

	 Um die ordnungsgemäße An-
wendung der Sorgfalt eines or-
dentlichen Geschäftsmannes im 
Streitfall beweisen zu können, ist 
es ratsam, Entscheidungen und 
deren Gründe ausreichend zu  
dokumentieren.

Kapitalerhaltungspflicht
	 Neben der ordnungsgemäßen 
Geschäftsführung ist der Ge-
schäftsführer zum Schutz der 
Liquidität der Gesellschaft ver-
pflichtet. Wichtigste Haftungsnorm 
ist dabei § 43 Abs. 3 GmbHG, wo-
nach Verstöße gegen die Kapital-
erhaltungsvorschriften (§§ 30 ff. 
GmbHG) zum Schadensersatz ge-
genüber der Gesellschaft führen.

	 Auszahlungen an Gesellschaf-
ter, durch welche das Stammka-
pital angegriffen wird, sind ebenso 
verboten wie der Erwerb eigener 
Geschäftsanteile durch die GmbH 
entgegen der Vorschrift des § 33 
GmbHG. Selbst ein Darlehen an 
einen Gesellschafter kann proble-
matisch sein, wenn das Darlehen 
nicht an die Gesellschaft zurück-
gezahlt wird.

05 10 Haftungsrisiken, die ein 
GmbH-Geschäftsführer kennen sollte – 
Teil I

Michael Usselmann
m.usselmann@melchers-law.com

berät schwerpunktmäßig in allen Be-
reichen des Wirtschaftsrechts, insbe-
sondere dem Handels- und Gesell-
schaftsrechts sowie dem internationalen 
Vertragsrecht. Ein weiterer Schwer-
punkt seiner Tätigkeit betrifft den Be-
reich der Unternehmensnachfolge.
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Wohin soll Ihre nächste Reise 
gehen?
Zum Wandern in die Rocky Moun-
tains (Yellowstone-Nationalpark, 
Grand-Teton-Nationalpark und 
Rocky-Mountain-Nationalpark).

Was möchten Sie unbedingt 
einmal im Leben tun?
Mit einer Harley-Davidson Fat  
Boy die Panamericana befahren, 
einen Wombat halten und mit- 
erleben, wie der FC Bayern ab- 
steigt.                                                    n

	 Philipp Scharfenberg ist 
seit April 2012 als Rechtsan-
walt bei MELCHERS tätig und 
seit 01. Januar 2018 Partner.

	 Der Schwerpunkt seiner Tä-
tigkeit liegt auf den Gebieten des 
Bau- und Architektenrechts sowie 
des Vergaberechts.

Was ist Ihr Lebensmotto bzw. 
Lieblingszitat?
„Wenn der Wind stärker wird, 
bauen die einen Mauern, die  
anderen Segelschiffe.“

Was reizt Sie am Anwaltsberuf? 
Das Recht und die Pflicht, für den 
Mandanten Partei zu ergreifen.

Was ist für ein gutes Verhältnis 
zum Mandanten wichtig?
Vertrauen, Verständnis und  
Respekt.

Wie verbringen Sie Ihre Freizeit 
am liebsten?
Auf dem Motorrad, in der Natur 
beim Wandern oder beim Zu- 
sehen der Spiele des besten  
Vereins der Welt, dem BVB.

ml Persönlich

Philipp 
Scharfenberg
MELCHERS Heidelberg

	 Seit Januar verstärkt der Öf-
fentlichrechtler Prof. Dr. Clemens 
Weidemann, der bei Gleiss Lutz 
nach Erreichen der Altersgrenze 
regulär aus der Partnerschaft aus-
schied, das MELCHERS-Team in 
Heidelberg. 

	 Weidemann hatte seine be-
rufliche Laufbahn 1983 im Stutt-
garter Gleiss-Büro begonnen und 
war zwischenzeitlich fünf Jahre 
bei Redeker Sellner Dahs in Bonn 
tätig, bevor Gleiss Lutz ihn 1990 
nach dem Weggang von Prof. Dr. 
Klaus-Peter Dolde nach Stuttgart 
zurückholte. Mit seiner Kern- 
kompetenz im Öffentlichen Wirt-
schaftsrecht vertritt er die ge-
samte Bandbreite der wirtschafts-
relevanten Regulierung z. B. im 
Umweltrecht mit den Bezügen 
zum nationalen und europä-
ischen Verfassungs- und Verwal-
tungsrecht. Weidemann war auf 
Seiten der Wirtschaft immer wie-
der vor höchsten Gerichten in Fäl-
len mit hoher ökonomischer und 
politischer Bedeutung tätig und 
auch als Gutachter gefragt. Bun-
desweit bekannt wurde er in den 
1990-er Jahren mit seiner um-
fangreichen Tätigkeit im Kreis-
laufwirtschaftsrecht, unter ande-

ml mitteilung

MELCHERS 
gewinnt 
Gleiss-Partner 
Weidemann

rem für die Grüner-Punkt-Gesell-
schaft Duales System, wo es im 
Gefolge der Auseinandersetzung 
mit dem Lahn-Dill-Kreis auch um 
die Schnittstellen zum Kartell-
recht ging, und in Sachen Dosen-
pfand.

	 Seit zehn Jahren ist Weide-
mann auch wegen seiner Kompe-
tenz im Bereich der Glücksspiel-
regulierung gefragt. Er wie auch 
der MELCHERS-Partner Dr. Jörg 
Hofmann sind seit Jahren die ein-
zigen Berater, die im Anwalts- 
ranking des Handelsblatts als 
„Deutschlands beste Anwälte“ für 
Glücksspielrecht geführt werden. 
Jetzt sind sie ein Team. Hofmann 
leitete in der Vergangenheit für 
zwei Jahre als Präsident den  
in USA gegründeten weltweiten  
Verband führender Glücksspiel-
rechtsexperten International Mas-
ters of Gaming Law (IMGL) und 
hat am Heidelberger Standort 
von MELCHERS ein sehr versiertes 
Glücksspielrechtsteam aufgebaut, 
das jetzt durch Weidemann zu-
sätzlich verstärkt wird. Wegen 
dieser Synergieeffekte dürfte der 
Kanzleiwechsel in der Glücks-
spielbranche, wo aktuell beson-
ders komplexe Verfahren geführt 

werden, mit großem Interesse  
registriert werden. Aber auch in 
den sonstigen Bereichen des Öf-
fentlichen Wirtschaftsrechts steht 
MELCHERS vor allem durch die 
Partner Dr. Ilona Renke und  
Dr. Matthias Spitz für individuelle 
und gleichzeitig umfassende Be-
ratung und ist so für Weidemann 

eine ideale Plattform zur Fortset-
zung seiner hochwertigen Tätig-
keit im Öffentlichen Wirtschafts-
recht, das aufgrund aktueller 
Marktentwicklungen in Großkanz-
leien offenkundig weiter an Be-
deutung verliert.                               n
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ml PRAXISTIPP 	 Welche Handlungen bzw. 
Hinweise des Arbeitgebers die 
vom EuGH aufgestellten Erforder-
nisse konkret erfüllen, wird zwar 
im Einzelnen noch durch die na-
tionale Rechtsprechung zu klären 
sein. Arbeitgebern ist aber be-
reits jetzt insbesondere im Hin-
blick auf die ihnen grundsätzlich 
obliegende Darlegungs- und Be-
weislast dringend zu empfehlen, 
mindestens folgende Maßnah-
men zu ergreifen:

	 Zunächst sollten ein Hinweis 
auf die Höhe des Resturlaubsan-
spruchs, eine Aufforderung zur 
Einreichung entsprechender Ur-
laubsanträge und eine Beleh-
rung über den Verfall des An-
spruchs bei nicht erfolgter In-	
anspruchnahme mit Ablauf des 	
31. Dezember bzw. ausnahms-
weise spätestens mit Ablauf 	
des 31. März des Folgejahres 	
erfolgen.
	
	 Bei nicht möglicher Inan-
spruchnahme aufgrund betrieb-
licher oder personenbedingter 
Gründe sollte eine Unterrichtung 
am Jahresende über die Übertra-
gung des Urlaubsanspruchs ins 
Folgejahr verbunden mit dem 
Hinweis, dass der Urlaub bis zum 
31. März des nächsten Jahres zu 
nehmen ist und anderenfalls ver-
fällt, erfolgen.

	 Vor allem sollte aber eine 
Überprüfung der arbeitsvertrag-
lichen Urlaubsklauseln, insbe-
sondere zur empfehlenswerten 
Trennung zwischen gesetzlichen 
und vertraglichen Urlaubsan-
sprüchen sowie auf eine primäre 
Erfüllung des gesetzlichen An-
spruchs und der unterschied-	
lichen Verfallregelungen, veran-
lasst werden.                                     n

deutsche Urlaubsrecht weiter 
modifiziert.

	 Die EuGH-Entscheidungen in 
den Rechtssachen C-684/16 
(Shimizu) sowie C-619/16 (Kreu-
zinger) haben Regelungen zum 
Gegenstand, die den Anspruch 
auf finanzielle Vergütung bei nicht 
genommenem Jahresurlaub von 
einer Antragstellung des Arbeit-
nehmers während des Arbeits- 
verhältnisses abhängig machen. 
Fehlt ein solcher Antrag auf Wahr-
nehmung des Urlaubsanspruchs, 
soll der Anspruch auf finanzielle 
Vergütung automatisch und ohne 
vorherige Prüfung, ob dem Arbeit-
nehmer die Wahrnehmung des 
Urlaubs möglich war, verfallen.

	 Dem hat der EuGH eine Ab-
sage erteilt. So müsse der Arbeit-
geber seinen Arbeitnehmer gera-
de in die Lage versetzen, seinen 
bezahlten Jahresurlaub zu nehmen. 
Erforderlich ist laut dem EuGH  
eine – ggf. sogar förmliche – Auf-
forderung, den Jahresurlaub zu 
nehmen. Außerdem müsse eine 
rechtzeitige Mitteilung über die Kon-
sequenzen einer fehlenden Wahr-
nehmung des Urlaubsanspruchs – 
nämlich dessen Verfall am Ende 
des Bezugszeitraums oder zuläs-
sigen Übertragungszeitraums und 
damit der Wegfall der finanziellen 
Vergütung für den nicht genom-
menen Jahresurlaub – erfolgen.

TIPP
	 Die Folgen der EuGH-Recht-
sprechung für die Praxis sind er-
heblich. Unterlässt der Arbeitge-
ber die genannte Aufforderung 
bzw. Mitteilung, überträgt sich 
der Urlaub wohl – anders als 	
im Bundesurlaubsgesetz vorge-
sehen – unbegrenzt und verfällt 
nicht spätestens mit Ablauf des 
31. März des Folgejahres.

06 Verfall von Urlaubsansprüchen –  
der EuGH stellt neue Hürden auf

	 Jeder Arbeitnehmer hat in  
jedem Kalenderjahr Anspruch auf 
bezahlten Erholungsurlaub (§ 1 
BUrlG).

	 Was auf den ersten Blick  
als eindeutige und übersichtliche 
Rechtslage wirkt, weist aufgrund 
der unionsrechtlichen Bindungen 
der Rechtsmaterie erhebliches 
Konfliktpotenzial auf. 

Finanzielle Vergütung 
bei Beendigung des Arbeits-
verhältnisses 
	 Ist das Arbeitsverhältnis be-
endet und hat der Arbeitnehmer 
nicht den gesamten Jahresurlaub 
genommen, sieht das Unions-
recht einen Anspruch des Arbeit-
nehmers auf finanzielle Abgel-
tung vor. Als problematisch er-
weisen sich unter diesem Blick-
winkel solche nationalen Rege-
lungen, die unter bestimmten 
Voraussetzungen den Verfall des 
Vergütungsanspruchs vorsehen. 
Maßgeblich ist insoweit die tat-
sächliche und konkrete Möglich-
keit des Arbeitnehmers, den be-
zahlten Jahresurlaub nehmen zu 
können. War die Wahrnehmung 
des Urlaubsanspruchs etwa auf-
grund langanhaltender Krankheit 
im Bezugs- oder Übertragungs-
zeitraum nicht möglich, darf dies 
nicht zum Verfall des Urlaubs  
führen. Auch geht der Anspruch 
auf bezahlten Jahresurlaub bzw. 
finanzielle Vergütung nicht durch 
den Tod des Arbeitnehmers unter.

Automatischer Urlaubs-
verfall nur noch bei Auf-
forderung und Belehrung 
	 Diese zwei zuletzt genannten 
Prinzipien gehen bereits auf  
vorangegangene Rechtsprechung 
des EuGH zurück. Aktuell hat  
der EuGH in zwei am 06.11.2018 
getroffenen Entscheidungen das 

ist als Fachanwalt für Arbeitsrecht im 
individuellen und kollektiven Arbeits-
recht einschließlich des Rechts der  
betrieblichen Altersversorgung tätig. 
Daneben berät er im Handels- und all-
gemeinen Vertragsrecht.

Dominik Gallini
d.gallini@melchers-law.com



fer der Arbeitnehmer von der  
Eigentümergesellschaft auf die 
Betriebsführungsgesellschaft zu 

ml PUBLIKATIONEN scheitern droht, wenn der Be-
triebsführungsvertrag der neuen 
Rechtsprechung des BAG nicht 
standhält. Auch bereits in der  
Vergangenheit geschlossene Be-
triebsführungsverträge sollten über-
prüft und ggf. auch noch nach-
träglich angepasst werden, da an-
dernfalls noch lange Jahre nach 
dem Stichtag des Übergangs die 
Arbeitnehmer in der Krise der  
Betriebsführungsgesellschaft gel-
tend machen können, dass ihr Ar-
beitsverhältnis (trotz Ablauf der 
Widerspruchsfrist nach § 613a 
BGB) weiterhin bei der Eigentü-
mergesellschaft besteht und nicht 
auf die Betriebsführungsgesell-
schaft übergegangen ist.               n

rungsverträgen    veröffentlicht. 
Das Bundesarbeitsgericht hat in 
jüngster Zeit, insbesondere mit 
einem Urteil vom 25.01.2018 
(BAG, Az.: 8 AZR 3019/16), die  
Anforderungen an Betriebsfüh-
rungsverträge präzisiert und ge-
schärft. Folge ist, dass die aktive 
Herbeiführung eines Betriebs-
übergangs und damit der Trans-

	 Herr Rechtsanwalt Koller-van 
Delden hat in der DStR – Deut-
sches Steuerrecht (Heft 48/2018) 
einen Aufsatz zur neuen Recht-
sprechung des Bundesarbeits- 
gerichts zu Betriebsführungsver-
trägen und insbesondere zur Fra-
ge der aktiven gestalterischen 
Nutzung des Betriebsübergangs 
im Rahmen von Betriebsfüh-

Veröffentlichung von 
Martin Koller-van Delden zum Recht 
des Betriebsführungsvertrags
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	 Herr Rechtsanwalt Philipp 
Junker ist seit dem 15. Juni 2018 
in unserem Heidelberger Büro  
tätig und berät Mandanten in al-
len Fragen des privaten Bau- und 
Architektenrechts. 

	 Herr Junker studierte Rechts-
wissenschaften an der Johannes-
Gutenberg-Universität Mainz. Stu-
dienbegleitend arbeitete er als 

ml mitteilung

Rechtsanwalt 
Philipp Junker 
verstärkt den 
Heidelberger 
Standort

selbstständiger    Immobilienbe-
sichtiger. Während seines Refe-
rendariats im Bezirk des Oberlan-
desgerichts Koblenz setzte er  
seinen Schwerpunkt im öffent- 
lichen Baurecht und sammelte 
zudem erste anwaltliche Erfah-
rungen im Bereich des privaten 
Bau- und Architektenrechts in  
einer großen mittelständischen 
Wirtschaftskanzlei.                           n

	 Zweimal im Jahr informiert 
das Arbeitsrechtsteam von  
MELCHERS im Seminar „Arbeits-
recht Aktuell“ über die neuesten 
Entwicklungen in Rechtsprechung 
und Gesetzgebung, zuletzt wieder 
im Dezember 2018. Im Mittelpunkt 
standen dieses Mal die Themen 
„Befristung und Teilzeit“ sowie 
„Fehlverhalten am Arbeitsplatz“.

	 Mit einer kurzen Begrüßung 
und einem Überblick über die 
Haftung des Arbeitnehmers für  
Arbeitgeberschäden eröffnete RA 
Martin Koller-van Delden die Ver-
anstaltung. 

ml mitteilung

Seminar 
„Arbeitsrecht 
Aktuell“

	 Im ersten Themenblock infor-
mierten RA Markus Faust und 
RAin Lena Wallbrecht sodann 
über bereits beschlossene und 
noch geplante Gesetzesvorhaben 
bezüglich Befristung und Teilzeit. 
Zudem gaben sie einen Überblick 
über wichtige Urteile zu Befristun-
gen mit und ohne Sachgrund,  
zur Verringerung oder Verlängerung 
der Arbeitszeit, zur Arbeitsplatz-
teilung und zur Arbeit auf Abruf. 

	 Den Vortrag zum zweiten The-
menbereich „Fehlverhalten am 
Arbeitsplatz“ übernahmen RA  
Samuel Gruber und RA Dominik 
Gallini. Sie berichteten zunächst 
über Handlungsmöglichkeiten von 
Arbeitgebern zur Sachverhalts- 

ermittlung und Beweissicherung 
sowie bei Tat- und Verdachtskün-
digung und informierten darüber, 
ob und wie der Betriebsrat in sol-
chen Fällen zu beteiligen ist. Es 
folgte ein Rechtsprechungsüber-
blick, insbesondere zur Verwert-
barkeit von Videoaufnahmen, zur 
Anhörung des Arbeitnehmers und 
zum Nachschieben von Kün- 
digungsgründen. 

	 Die zahlreichen angesproche-
nen Themen und offenen Fragen 
wurden zum Abschluss des  
Seminars bei einem Umtrunk in 
angeregten Gesprächen zwischen 
Referenten und Teilnehmern ver-
tieft.                                                          n
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Impressum
	 Bereits zum dritten Mail ver-
anstalteten MELCHERS und FALK 
GmbH & Co KG eine gemeinsame 
Weihnachtstombola zugunsten ei-
ner sozialen Einrichtung. Die Mit-
arbeiter beider Gesellschaften ha-
ben in großer Zahl Lose für die 
Tombola erworben und so für ei-
nen Gesamterlös von 2.670,00 Eu-
ro gesorgt, MELCHERS hat diesen 
Betrag auf 3.000,00 Euro aufge-
stockt. Kurz vor Weihnachten wur-
den bei Glühwein und Gebäck die 
glücklichen Gewinner gezogen 
und der Erlös der Tombola an die 
Deutsche Leukämie-Forschungs-
hilfe – Aktion für krebskranke  
Kinder – OV Mannheim e. V. über-
geben.

	 Der Verein kümmert sich seit 
39 Jahren in der schwierigen Zeit 
der Krebserkrankung um Kinder 
und ihre Angehörigen. Er ist An-
laufstelle für Familien aus Mann-
heim und der Metropolregion 
Rhein-Neckar. Insgesamt werden 
neun Projekte finanziert, wie bei-
spielsweise die Musik- und Kunst-

therapie am Krankenbett, ein  
Klinik-Clown und ein Wunschfee-
Projekt. Darüber hinaus unter-
stützt der Verein Forschungspro-
jekte sowie die onkologische Kin-
derstation im Klinikum Mannheim.

	 Die Mitarbeiter von MELCHERS 
und FALK danken den zahlreichen 
Sponsoren aus der Region, die 
mit ihren Sachspenden die gute 
Sache unterstützt haben: abro 
GmbH & Co. KG, abcdruck GmbH, 

ml PRIVAT

MELCHERS und FALK spenden 
3.000,00 Euro für Deutsche Leukämie-
Forschungshilfe

Adolf Föhl GmbH & Co. KG,  
Albrecht Druck GmbH & Co. KG, 
BADEWELT SINSHEIM GmbH, 
Crowne Plaza Heidelberg City 
Centre, Daniel Hechter, Europä-
ische Hof Hotel Europa Heidel-
berg GmbH, Forest Adventures 
Deutschland GmbH, Golf Club St. 
Leon-Rot, Heidelberg Marriott 
Hotel, Heidelberger Tennisclub 
1890 e. V., Karl Lagerfeld, KEY  
LARGO – Emile Bausch Textilien 
GmbH, Kunsthalle Mannheim, 
Kurpfälzisches Museum der Stadt 
Heidelberg, Luxor Filmpalast Hei-
delberg, Nationaltheater Mann-
heim, Palazzo Variete GmbH,  
Planetarium Mannheim gGmbH, 
Porsche Zentrum Mannheim 
Penske Sportwagenzentrum GmbH, 
Radisson Blu Mannheim, Rhein-
Neckar Löwen GmbH, ROWI 
Schweißgeräte und Elektrowerk-
zeuge Vertrieb GmbH, SAP Arena 
Betriebsgesellschaft der Multi-
funktionsarena Mannheim mbH & 
Co. KG, SG Leutershausen, 
Sprungbude Heidelberg GmbH, 
Staatliche Schlösser und Gärten 
Baden-Württemberg, Stadtpark 
Mannheim gGmbH, SV Waldhof 
Mannheim 07 Spielbetriebs GmbH, 
Tiergarten Heidelberg gGmbH, 
TSG 1899 Hoffenheim Fußball-
Spielbetriebs GmbH,  Villa Tos- 
kana sowie Weingut Clauer  
Heidelberg.                                          n

Masuch/Meyer (Hrsg.):  
ABC des GmbH-Geschäfts- 
führers 2019
Bonn (Stollfuß), 624 Seiten,  
€ 79,80

ml PUBLIKATIONEN darin ebenso wie zum Insolvenz- 
und Strafecht praxisnah ver- 
mittelt. Aktuelle Rechtsentwick-
lungen und Rechtsprechungs-
tendenzen werden ebenfalls  
dargestellt. Herr Rechtsanwalt  
Dr. Masuch ist Mitherausgeber 
des Buches. Das Autorenteam zu 
den rechtlichen Ausführungen 
setzt sich aus den Rechtsanwäl-
tinnen Dr. Berger, Scheich und 
Wallbrecht sowie den Rechtsan-
wälten Faust, Koller-van Delden, 
Dr. Lutz, Dr. Masuch, Dr. Stege-
mann, Dr. Thünnesen und  
Dr. Voigt zusammen.                       n

	 Das „ABC des GmbH-Ge-
schäftsführers 2019“ ist in der 
jetzt schon 13. Auflage erschienen 
und ist damit nach wie vor ein 
sehr gefragter Ratgeber zu allen 
Fragen rund um die GmbH. Infor-
mationen zum Gesellschafts-, 
Steuer-, Sozialversicherungs- so-
wie Dienstvertragsrecht werden 

Buchveröffent-
lichung zum 
GmbH-Recht


